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164. Bundesgesetz: Arbeitsgerichtsgesetznovelle 1950 — ArbGerGNov. 1950.
1 6 5 . Bundesgesetz: 4. Börsefondsnovelle.
1 6 6 . Bundesgesetz: Vereinsgesetz-Novelle 1950.
1 6 7 . Bundesgesetz: Milchwirtschaftsgesetz.
168. Bundesgesetz: Getreidewirtschaftsgesetz.
1 6 9 . Bundesgesetz: Viehverkehrsgesetz.
1 7 0 . Verordnung: Verlängerung der Frist zur Geltendmachung von Rückstellungsansprüchen nach dem Sechsten

Rückstellungsgesetz.
1 7 1 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt durch Iran und den

Beitritt der Republik der Vereinigten Staaten von Indonesien.

1 6 4 . Bundesgesetz vom 5. Juli 1950,
betreffend Abänderung des Arbeitsgerichts-
gesetzes vom 24. Juli 1946, BGBl. Nr. 170
(Arbeitsgerichtsgesetznovelle 1950 — Arb-

GerGNov. 1950).

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 24. Juli 1946 über die
Arbeitsgerichte (Arbeitsgerichtsgesetz — Arb-
GerG.), BGBl. Nr. 170, wird abgeändert wie
folgt:

1. § 8 hat zu lauten:
„§ 8. (1) Das Arbeitsgericht besteht aus

einem Vorsitzenden und nach Erfordernis aus
einem oder mehreren Stellvertretern des Vor-
sitzenden sowie aus der erforderlichen Zahl von
Beisitzern und ihren Stellvertretern, die aus dem
Kreise der Unternehmer und der Beschäftigten
unter Berücksichtigung der zu Berufsgruppen
zusammengefaßten Berufszweige ernannt wer-
den. Die näheren Vorschriften über die Berufs-
zweige und Berufsgruppen werden durch Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Justiz im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien erlassen.

(2) Soweit nicht im folgenden etwas anderes
bestimmt wird, gelten die Bestimmungen über
den Vorsitzenden auch für seine Stellvertreter,
die Bestimmungen für Beisitzer auch für ihre
Stellvertreter."

2. § 10 hat zu lauten:

„§ 10. (1) Die Beisitzer (§ 8) werden gemäß
den Vorschlägen der zuständigen gesetzlichen
oder, wenn solche nicht bestehen, der sonstigen
Interessenvertretungen der Unternehmer einer-
seits und der Beschäftigten anderseits durch den
Präsidenten des Landes- oder Kreisgerichtes, in
dessen Sprengel das Arbeitsgericht seinen Sitz
hat, ernannt.

(2) Die Vorschläge haben so viele Personen zu
umfassen, wie Stellen zu besetzen sind. Der
Präsident des Landes- oder Kreisgerichtes kann
die E r n e n n u n g eines Vorgeschlagenen nur ab-
lehnen, wenn ein gesetzliches Hindern is ( § 1 1
Abs. 1) vorliegt .

(3) W i r d das Vorschlagsrecht nicht binnen
zwei Mona ten ab Einholung des Vorschlages
ausgeübt, so ist der Präsident des Landes- oder
Kreisgerichtes bei der E rnennung an Vorschläge
nicht gebunden.

(4) Die näheren Vorschriften über das Vor-
schlagsrecht, über die Erstattung der Vorschläge
und die Ernennung der Beisitzer werden durch
Verordnung des Bundesministeriums für Justiz
im Einvernehmen mit den beteiligten Bundes-
ministerien erlassen."

3. § 11 Abs. 1 erster bis dritter Satz haben zu
lauten:

„Niemand darf gleichzeitig Beisitzer aus
dem Kreise der Unternehmer und aus dem
Kreise der Beschäftigten sein. Zum Beisitzer
können nur österreichische Staatsbürger ernannt
werden, die das 24. Lebensjahr vollendet haben
und eigenberechtigt sind. Ausgeschlossen vom
Amte eines Beisitzers sind Personen, die nach
§ 2 des Schöffenlistengesetzes vom 13. Juni
1946, BGBl. Nr. 135, wegen einer strafgericht-
lichen Verurteilung zum Schöffenamt unfähig
sind."

4. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Ablehnung der Übernahme oder die
Niederlegung des Amtes ist nur aus wichtigen
Gründen zulässig. Die Entscheidung trifft der
Präsident des Landes- oder Kreisgerichtes, in
dessen Sprengel das Arbeitsgericht seinen Sitz
hat."

5. § 11 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Beisitzer werden für eine Amtsdauer
von fünf Jahren ernannt. Das Amt von Bei-
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sitzern, die innerhalb der allgemeinen fünf-
jährigen Amtsdauer e rnannt werden, endet mi t
deren Ablauf. Wiederernennung ist zulässig. Die
infolge Ablaufes der Amtsdauer ausscheidenden
Beisitzer haben ihr A m t bis zur Wiederbesetzung
auszuüben."

6. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Der Präsident des Landes- oder Kreis-

gerichtes hat einen Beisitzer seines Amtes zu ent-
heben, wenn ein gesetzliches Hindernis (Abs. 1)
bekannt wird oder wenn sich der Beisitzer einer
groben Verletzung oder einer dauernden Ver-
nachlässigung seiner Amtspflichten schuldig ge-
macht hat ."

7. § 12 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Die unmit te lbare Dienstaufsicht über

das Arbeitsgericht führt das Landes- oder Kreis-
gericht, in dessen Sprengel das Arbeitsgericht
seinen Sitz hat ."

8. § 13 hat zu lauten:
„§ 13. (1) Das A m t des Beisitzers ist ein

Ehrenamt.
(2) Die Beisitzer erhalten als Gebühren:
a) den Ersatz der notwendigen Reise(Fahrt)-

auslagen und Aufenthaltskosten,
b) eine Entschädigung für Zeitversäumnis.

(3) Die Gebühren der Beisitzer best immt der
Leiter der Geschäftsabteilung. Der Beisitzer
kann binnen drei Tagen die endgültige En t -
scheidung des Vorsitzenden verlangen.

(4) Ein Ersatz der Beisitzergebühren durch
die Parteien findet nicht statt .

(5) Die nähere Regelung trifft das Bundesmini-
sterium für Justiz durch Verordnung."

9. D e m § 18 ist als neuer Abs. 6 anzufügen:
„(6) Im Falle der Heranz iehung der Beisitzer

nach Abs. 4 oder 5 findet § 13 sinngemäß A n -
wendung . "

10. § 25 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten:
„Auf diese Beisitzer und ihre Stel lvertreter

sind die für die Beisitzer der Arbeitsgerichte
geltenden Best immungen sinngemäß anzu-
wenden."

11. § 26 letzter Satz hat zu lauten:
„Auf diese Beisitzer und ihre Stellvertreter

sind die für die Beisitzer des Arbeitsgerichtes
geltenden Bestimmungen mit der Abweichung
anzuwenden, daß die Befugnisse des Präsidenten
des Landes- oder Kreisgerichtes dem Präsidenten
des Obersten Gerichtshofes zukommen."

12. § 38 hat zu lauten:
„§ 38. Mit der Vollziehung dieses Bundes-

gesetzes ist das Bundesministerium für Justiz im
Einvernehmen mit den beteiligten Bundesmini-
sterien betraut."

Artikel II.

(1) Dieses Bundesgesetz tritt sechs Monate
nach seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

(2) Mi t der Vollz iehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesminis ter ium für Justiz im Ein-
vernehmen m i t den beteil igten Bundesmini-
sterien betraut .

(3) Die Durchführungsvorschriften können
von dem der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes folgenden Tag an erlassen werden,
t re ten jedoch frühestens zugleich m i t diesem
Bundesgesetz in Kraft. Maßnahmen, die diesem
Bundesgesetz und seinen Durchführungsvor-
schriften gemäß zur Einrichtung der Arbeits-
gerichte zu veranlassen sind, insbesondere Be-
stellung der Vorsi tzenden (Stellvertreter) u n d
die Ernennung der Beisitzer (Stellvertreter),
können schon v o n dem der Kundmachung dieses
Bundesgesetzes folgenden Tag an getroffen
werden.

(4) Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses Bun-
desgesetzes endet die Amtsdauer der gemäß § 37
ArbGerG. und der gemäß § 10 ArbGerG. in
seiner bisherigen Fassung berufenen Beisitzer.

Renner
Figl Tschadek

165. Bundesgesetz vom 5. Juli 1950, womit
die Börsefondsnovelle vom 16. Juli 1925,
BGBl. Nr. 240, neuerlich abgeändert wird

(4. Börsefondsnovelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 16. Juli 1925, BGBl.
Nr. 240, durch das die gemäß dem Gesetz vom
11. April 1876, RGBl. Nr. 62, bestandene Bei-
tragsleistung der Aktiengesellschaften und Kre-
ditvereine zum Wiener Börsefonds neu geregelt
wird (Börsefondsnovelle), in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 26. Oktober 1934, BGBl. II
Nr. 314 (2. Börsefondsnovelle) und des Bundes-
gesetzes vom 13. Oktober 1948, BGBl. Nr. 4/
1949 (3. Börsefondsnovelle), wird wie folgt ab-
geändert:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

„Die Wiener Börsekammer ist ermächtigt,
von jenen Unternehmungen, deren Wertpapiere
(Aktien, Anteilscheine, Obligationen, Pfand-
briefe und dergleichen) im ,Amtlichen Kursblatt
der Wiener Börse' notiert werden, einen jähr-
lichen Beitrag zum Börsefonds einzuheben, und
zwar:

Vom Gesamtkurswerte, mindestens aber vom
Gesamtnennwerte der von der betreffenden
Unternehmung im ,Amtlichen Kursblatt der
Wiener Börse' notierten Wertpapiere

a) bei Aktien 2/10 v. T.,

b) bei allen anderen Papieren 1/20 v. T.,
für eine Unternehmung jedoch insgesamt nicht
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mehr als 20.000 S und nicht weniger als
1200 S."

2. § 1 Abs. 3 hat zu lauten:
„Als Stichtag für die Feststellung des maß-

gebenden Kurswertes gelten der 30. Juni und der
31. Dezember des dem Beitragsjahre voraus-
gehenden Kalenderjahres beziehungsweise die
letzten Börsetage der Kalenderhalbjahre in der
Weise, daß der Bemessung der Durchschnitt
dieser beiden Kurswerte zugrunde zu legen ist.
Ist an diesen Börsetagen die betreffende Notiz
im ,Amtlichen Kursblatt der Wiener Börse'
nicht enthalten, so ermittelt die Wiener Börse-
kammer als Bemessungsgrundlage einen Schätz-
wert auf Grund der Marktlage an diesen Tagen."

3. Im § 1 Abs. 4 treten an Stelle der Worte
„der von der säumigen Gesellschaft emittierten
Effekten" die Worte „der von der säumigen
Unternehmung ausgegebenen Wertpapiere".

4. Als § 1 a wird eingeschaltet:
„Die Wiener Börsekammer ist ferner ermäch-

tigt, von jenen österreichischen Aktiengesell-
schaften, welche auf Inhaber lautende Aktien
ausgegeben haben, die im Kursblatt der Wiener
Börse nicht notiert werden, einen jährlichen
Beitrag zum Börsefonds in der Höhe von
1000 S einzuheben. Dieser Beitrag ist je zur
Hälfte am 1. April und 1. Oktober eines jeden
Jahres an die Kasse der Wiener Börsekammer
zu entrichten."

5. Im § 2 Abs. 1 treten an Stelle der Worte
„die Gebühr verringert sich höchstens" die
Worte „die im § 1 genannte Gebühr verringert
sich höchstens" und an Stelle der Worte „vom
Jahre 1925" die Worte „vom Jahre 1950".

6. § 2 Abs. 2 hat zu lauten:

„Innerhalb des jeweils geltenden Ausmaßes
der Bemessung dürfen einzelne der im § 1 ge-
nannten Unternehmungen nicht begünstigt wer-
den, es wäre denn wegen wichtiger öffentlicher
Interessen, die im Einzelfalle der Börsekommis-
sär geltend zu machen hat. Österreichische
Wasserkraftunternehmungen, denen Steuer- und
Gebührenbegünstigungen zustehen, dann öster-
reichische Lokalbahnunternehmungen sowie
österreichische Pfandbriefanstalten (mit Aus-
nahme der Pfandbriefanstalten von Aktien-
gesellschaften) sind von der Beitragspflicht nach
§ 1 und § 1 a befreit."

7. Im § 3 treten an Stelle der Worte „zum
Börsefonds (§ 1)" die Worte „zum Börsefonds
(§ 1 und § 1 a)" und an Stelle der Worte „für
das Jahr 1925" die Worte „für das Jahr 1949".

8. Als § 3 a wird eingeschaltet:

„Die gemäß § 1 a zu entrichtenden Börse-
fondsbeiträge werden im Verwaltungswege ein-
gebracht."

Artikel II.

Die Beitragspflicht für 1950 ist bereits nach
diesem Bundesgesetz zu regeln.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Margarétha

1 6 6 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1950,
womit das Gesetz vom 15. November 1867,
RGBl. Nr. 134, über das Vereinsrecht er-
gänzt wird (Vereinsgesetz-Novelle 1950).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Dem § 27 des Gesetzes vom 15. November
1867, RGBl. Nr. 134, über das Vereinsrecht
wird der folgende Absatz angefügt:

„Für einen durch behördliche Verfügung auf-
gelösten Verein kann von der Vereinsbehörde
im Einvernehmen mit den zuständigen Bundes-
ministerien ein Liquidator bestellt werden. Über-
steigt der Wert des Vermögens eines behördlich
aufgelösten Vereines 50.000 S oder gehört eine
Liegenschaft zum Vereinsvermögen, ist von der
Bundesregierung ein Liquidator zu bestellen. Der
Liquidator hat das Vereinsvermögen zu ver-
walten und zu verwerten. Hiebei stehen ihm alle
nach den Vereinsstatuten den Vereinsorganen
zukommenden Rechte zu. Er ist an die
Weisungen gebunden, die ihm die Vereins-
behörde im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien beziehungsweise die Bundes-
regierung erteilt. Das Vereinsvermögen ist, so-
weit dies möglich und erlaubt ist, dem statuten-
gemäßen Vereinszweck oder verwandten
Zwecken, andernfalls allgemeinen Fürsorge-
zwecken zuzuführen. Die durch den Liquidator
vorgenommenen unentgeltlichen Vermögens-
übertragungen sind von den bundesrechtlich ge-
regelten öffentlichen Abgaben sowie von den
Bundesverwaltungsabgaben, den Gerichts-
gebühren und den Justizverwaltungsgebühren
befreit."

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit sie nicht der Bundesregierung obliegt, das
Bundesministerium für Inneres im Einver-
nehmen mit den beteiligten Bundesministerien
betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber
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1 6 7 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1950
über die Regelung der Milchwirtschaft

(Milchwirtschaftsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Begriffsbestimmungen.

§ 1. (1) Milch im Sinne dieses Bundesgesetzes
ist Kuhmilch jeder Art (insbesondere Vollmilch,
auf einen bestimmten Fettgehalt eingestellte
Milch, Magermilch, Buttermilch, Sauermilch,
Molke und Rahm).

(2) Erzeugnisse aus Milch im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Butter (Butterschmalz),
Käse, Topfen, Trockenmilch und Kondensmilch.

II. Ausgleichsverfahren; Milchabgabe an
Verbraucher.

§ 2. (1) Z u r Sicherung eines möglichst einheit-
lichen Erzeuger- u n d Verbraucherpreises für
Milch u n d Erzeugnisse aus Milch, zur Erzielung
der aus volkswirtschaftlichen Gründen ge-
botenen möglichsten Gleichmäßigkeit in der Be-
lieferung der Märk te mi t Milch u n d Erzeug-
nissen aus Milch und zur Bereitstellung v o n
Milch u n d Erzeugnissen aus Milch in möglichst
einwandfreier guter Beschaffenheit wi rd der
„Milchwirtschaftsfonds" (Fonds) errichtet.

(2) De r Milchwirtschaftsfonds ist eine
juristische Person, ha t seinen Sitz in Wien und
ist berechtigt, das Bundeswappen zu führen. Er
wird durch eine Verwal tungskommiss ion (im
folgenden „Kommiss ion" genannt) verwaltet .

(3) Die Mit te l des Fonds werden gebildet aus:
a) den Preis- u n d Transportausgleichsbei-

trägen,
b) den Verwal tungskostenbei t rägen,
c) sonstigen Einnahmen.

§ 3. (1) Zur Erzielung eines möglichst einheit-
lichen Erzeugerpreises und z u m Ausgleich von
Preisunterschieden, die sich durch die Ver -
wer tung der Milch als Frischmilch oder durch
ihre Verwer tung infolge Bearbeitung oder Ver -
arbei tung ergeben, sind Preisausgleichsbeiträge
zu entrichten.

(2) Z u r Ent r ich tung von Preisausgleichsbei-
trägen sind verpflichtet:

1. Bearbeitungs-, Verarbei tungs- und Milch-
großhandelsbetr iebe für die v o n Erzeugern u n d
Sammelstellen angelieferten Milchmengen bis
zu einem Höchstbetrage von 50 v. H . des jeweils
geltenden Wer tes der angelieferten Fet t -
einheiten.

2. Bearbeitungs- u n d Verarbei tungsbetr iebe,
Milchgroßhandelsbetriebe, Milchgenossenschaf-
ten, Milchsammelstellen und Milcherzeuger für
unmi t t e lba r an Kleinhändler oder Verbraucher
veräußer te , nicht molkereimäßig behandel te
Vollmilch, pasteurisierte Vollmilch, auf einen

bes t immten Fet tgehal t eingestellte Konsum-
milch, Magermilch, Buttermilch u n d R a h m bis
zu einem Höchstbe t rage v o n 20 v. H . des Er-
zeugerpreises je Liter, soferne nicht eine V o r -
schreibung gemäß Z. 1 erfolgt.

(3) Preisausgleichsbeiträge sind nicht zu en t -
richten:

a) für Milchlieferungen von einem Bearbei-
tungs- , Verarbe i tungs- oder Milchgroß-
handelsbetr ieb an einen anderen Betrieb
dieser Ar t ,

b) für Milch, die für Produzen ten zwecks
Verwendung im eigenen Hausha l te oder
im eigenen landwirtschaftlichen Betriebe
oder für nach Abs. 2 Beitragspflichtige im
Werklohnverfahren verarbeitet wird.

(4) Der Fonds setzt die Preisausgleichsbeiträge
auf Grund der durch Verordnung zu er-
lassenden Richtlinien ( § 1 1 Abs. 2 lit. a) inner-
halb der im Abs. 2 genannten Höchst-
beträge fest.

§ 4. (1) Die Preisausgleichsbeiträge sind zur
Erzielung eines möglichst einheitlichen Er-
zeugerpreises auf Grund von Richtlinien ( § 1 1
Abs. 2 lit. a) zu verwenden:

1. durch Leistung von Verarbeitungs-
zuschüssen für Milch, die als R a h m oder durch
Verarbei tung zu Butter (Butterschmalz), Käse,
Topfen, Trockenmilch oder Kondensmilch ver-
wertet wird;

2. durch Leistung von Preisausgleichs-
zuschüssen für Milch, die als Frischmilch ab-
gegeben wird.

(2) Soweit die Mittel des Fonds dies zulassen,
können die Preisausgleichsbeiträge zur Wer-
bung für erhöhten Verbrauch von Milch und
Erzeugnissen aus Milch (Schulmilchaktionen,
Wohlfahrtsmilch usw.) verwendet werden.

(3) Zuschüsse nach Abs. 1 dürfen nur Be-
trieben gewährt werden, die ständig molkerei-
mäßig behandelte Milch sowie Butter (Butter-
schmalz), Käse, Topfen, Trockenmilch oder
Kondensmilch von einwandfrei guter Be-
schaffenheit in Verkehr setzen. Ausnahmen
können vom Fonds bewilligt werden.

§ 5. (1) Z u m Ausgleich der Transpor tkos ten ,
die durch Lieferungen von Milch und Erzeug-
nissen aus Milch zu einem Bearbeitungs- oder
Verarbeitungsbetrieb oder durch Lieferungen
dieser Produkte von den Betrieben in die Ver-
braucherorte entstehen, ist von den Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieben ein Trans -
portausgleichsbeitrag von höchstens 10 v. H .
des Erzeugerpreises je Kilogramm angelieferter
Milch oder angelieferter Erzeugnisse aus Milch
zu entrichten. Der Lieferung durch den Er-
zeuger ist die Lieferung ab einer Sammelstelle,
einer Milchgenossenschaft oder einer sonstigen
Übernahmsstelle gleichzuhalten.
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(2) Die H ö h e der Transportausgleichsbeiträge
innerhalb des im Abs. 1 genannten Höchst-
betrages und die Ar t der Verrechnung werden
auf G r u n d von Richtlinien ( § 1 1 Abs. 2 lit. b)
durch den Fonds bestimmt.

(3) V o m Fonds werden aus den eingenom-
menen Transportausgleichsbeiträgen Transpor t -
kosten auf Grund von Richtlinien (§ 11 Abs. 2
lit. b) rückvergütet.

(4) In den Richtlinien ist insbesondere fest-
zuhalten, daß für unwirtschaftliche Transpor te
von Milch oder Erzeugnissen aus Milch Trans-
por tkos ten nicht rückvergütet werden.

§ 6. (1) Die Preisausgleichsbeiträge (§ 3) sowie
die Transportausgleichsbeiträge (§ 5) sind monat -
lich abzurechnen und spätestens bis 15. des
folgenden Kalendermonates einzuzahlen. Die
Transportausgleichsbeiträge sind gesondert zu
verrechnen.

(2) Für nicht rechtzeitig abgeführte Ausgleichs-
beiträge können Verzugszinsen in der bei
Handelsgeschäften üblichen H ö h e verrechnet
werden. Fällige Zuschüsse und Transpor tkos ten-
vergütungen können gegen bereits fällige Aus-
gleichsbeiträge verrechnet werden.

§ 7. (1) Verarbeitungs- u n d Preisausgleichs-
zuschüsse sowie Transportausgleichsbeträge
werden nur Betrieben gewährt , die Milch oder
Erzeugnisse aus Milch aus best immten örtlich
umschriebenen Gebieten beziehen oder in solche
liefern. Soweit solche Lieferungen in größere
Verbrauchsorte erfolgen, können vom Fonds
Höchst- oder Mindestmengen festgesetzt
werden, die jenen Mengen an Milch und Er-
zeugnissen aus Milch zu entsprechen haben, die
für die Versorgung der Verbrauchsgebiete not-
wendig sind u n d die aus den in Betracht kom-
menden Erzeugungsgebieten regelmäßig be-
zogen werden. Für außerhalb dieser Liefer-
mengen vorgenommene Lieferungen von Milch
u n d Erzeugnissen aus Milch kann der Fonds
Preisausgleichs- u n d Transportausgleichsbeiträge
bis zur dreifachen H ö h e des in den §§ 3 und 5
vorgesehenen Höchstausmaßes vorschreiben.
Für solche Lieferungen besteht kein Anspruch
auf Leistungen aus den Mit teln des Fonds.

(2) Zur Durchführung der Bestimmungen des
Abs.. 1 kann der Fonds den Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetrieben oder ihren wirtschaft-
lichen Zusammenschlüssen geographisch be-
grenzte Gebiete zuweisen, aus denen sie die von
den Erzeugern zur Abgabe gelangende Milch
oder die Erzeugnisse aus Milch zu beziehen be-
rechtigt u n d zu übernehmen verpflichtet sind
(Einzugsgebiete). Innerhalb dieser Einzugs-
gebiete sind die Erzeuger verpflichtet, Milch und
Erzeugnisse aus Milch an die festgesetzten Be-
arbeitungs- oder Verarbeitungsbetriebe oder
deren wirtschaftliche Zusammenschlüsse zu

liefern. Ausnahmen können vom Fonds be-
willigt werden.

(3) Desgleichen kann der Fonds den Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetrieben oder deren
wirtschaftlichen Zusammenschlüssen geogra-
phisch begrenzte Gebiete zuweisen, die sie mi t
Milch und best immten Erzeugnissen aus Milch
zu beliefern berechtigt und verpflichtet sind
(Versorgungsgebiete).

(4) Die Einzugs- u n d Versorgungsgebiete
können bei Änderung der Voraussetzungen, die
für ihre Festlegung maßgebend waren, neu be-
s t immt werden.

(5) Für nach Abs. 2 bis 4 festgesetzte Einzugs-
oder Versorgungsgebiete kann der Fonds die
Liefer- und Zahlungsbedingungen für Milch
und Erzeugnisse aus Milch festsetzen.

§ 8. (1) W e n n die Preise von eingeführter
Milch und Erzeugnissen aus Milch niedriger sind
als die Preise gleichwertiger inländischer Pro-
dukte , ist vom Impor teu r anläßlich der Zoll-
abfertigung ein Ausgleichsbetrag zu entrichten.

(2) Die Ausgleichsbeträge werden auf Vor-
schlag der Kommission vom Bundesministerium
für Land- u n d Forstwirtschaft im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen
allgemein durch Vero rdnung oder im einzelnen
festgesetzt. Ihre H ö h e darf 50 v. H . des in-
ländischen Erzeugerpreises nicht übersteigen.

(3) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 sind
Einnahmen des Bundes.

§ 9. (1) Die Beitragspflichtigen haben Auf-
zeichnungen zu führen, die alle Angaben, die
für die Errechnung der Bemessungsgrundlagen
für die Ausgleichsbeiträge und für die Ge-
währung v o n Zuschüssen maßgebend sind, zu
enthalten haben.

(2) Die Beitragspflichtigen haben dem Fonds
und den sonstigen mi t der Durchführung dieses
Bundesgesetzes betrauten Stellen alle Mel-
dungen und Auskünfte, die zur Feststellung der
Bemessungsgrundlage für die Ausgleichsbeiträge
erforderlich sind, zu erteilen. Sie haben den
vom Fonds entsendeten Organen nach Vor-
weisung ihres Amtsauftrages den Einblick in die
Betriebsräume, die Erhebung der Vorrä te sowie
die Einsichtnahme in die Aufzeichnungen, die
für die Errechnung der Bemessungsgrundlagen
für die Ausgleichsbeiträge maßgebend sind, zu
gestatten.

§ 10. (1) In größeren Konsumzentren, die
durch Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen
mi t dem Bundesministerium für Hande l u n d
Wiederaufbau best immt werden, darf Milch an
Verbraucher nur in Milchsondergeschäften oder
in Milchabgabestellen landwirtschaftlicher Ge-
nossenschaften abgegeben werden; in übrigen
Gebieten darf Milch an Verbraucher nach Maß-
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gabe der folgenden Bestimmungen auch in
anderen Lebensmittelkleinhandelsgeschäften ab-
gegeben werden. Die nach § 7 Abs. 2 dieses
Bundesgesetzes zulässige unmittelbare Abgabe
von Milch durch die Erzeuger an die Ver-
braucher (Ortsverkauf) wird hiedurch nicht
berührt.

(2) Für den Betrieb eines Milchsondergeschäftes,
einer Milchabgabestelle einer landwirtschaft-
lichen Genossenschaft oder für die Abgabe von
Milch in einem Lebensmittelkleinhandels-
geschäfte bedarf der Inhaber der Genehmigung
durch den Milchwirtschaftsfonds, die nach An-
hörung der Kammer der gewerblichen Wi r t -
schaft und der Landwirtschaftskammer erteilt
wird. Bei der Anmeldung eines Gewerbes, das
den Betrieb eines Milchsondergeschäftes oder
den sonstigen Verkauf von Milch an Ver-
braucher zum Gegenstand hat, bildet der
Mangel der Genehmigung ein gesetzliches
Hindernis für den Gewerbeantr i t t nach § 13
Abs. 1 der Gewerbeordnung.

(3) Milchsondergeschäfte und Milchabgabe-
stellen landwirtschaftlicher Genossenschaften
müssen eine Ausstat tung besitzen, die den An-
forderungen der Gesundheit und der Rücksicht-
nahme auf die leichte Verderblichkeit der Milch
entspricht. Lebensmittelkleinhandelsgeschäfte,
in denen Milch abgegeben wird, müssen den er-
forderlichen hygienischen Anforderungen ent-
sprechen und über Einrichtungen verfügen,
durch welche der Verderb der Milch verhinder t
werden kann. In Milchsondergeschäften dürfen
neben Milch nur Waren verkauft oder auf-
bewahrt werden, die die Beschaffenheit der
Milch nicht beeinträchtigen.

(4) Die näheren Anforderungen an die Aus-
s ta t tung der Milchsondergeschäfte, der Milch-
abgabestellen landwirtschaftlicher Genossen-
schaften und der Lebensmit telkleinhandels-
geschäfte, in denen Milch abgegeben wird ,
werden durch V e r o r d n u n g des Bundesministe-
r iums für H a n d e l u n d Wiederaufbau im Ein-
vernehmen mi t den Bundesminister ien für Land-
und Forstwirtschaft u n d für soziale Verwal tung
best immt.

(5) Die Waren , die in Milchsondergeschäften
feilgehalten oder aufbewahrt werden dürfen, so-
wie die Form, in der dies zu geschehen hat ,
werden durch V e r o r d n u n g des Bundesministe-
r iums für Hande l u n d Wiederaufbau im Ein-
ve rnehmen m i t dem Bundesminis ter ium für
Land- und Forstwirtschaft bes t immt. Milch-
abgabestellen landwirtschaftlicher Genossen-
schaften sind, soferne sie nicht auf G r u n d anderer
Rechtsvorschriften z u m Verkaufe anderer
Waren befugt sind, auf den Verkauf von Milch,
But te r (Butterschmalz), Käse, Topfen , Trocken-
milch und Kondensmilch, Eiern und Bienen-
honig beschränkt. Diese W a r e n müssen Erzeug-
nisse der Genossenschaftsmitglieder sein, es sei

denn, daß die Genossenschaft infolge nicht ver-
meidbarer U m s t ä n d e gezwungen ist, ih ren G e -
schäftsbetrieb vorübergehend auf Nich tmi t -
glieder auszudehnen.

(6) Bei Err ich tung v o n Milchsondergeschäften
oder von Milchabgabestellen landwirtschaftlicher
Genossenschaften k a n n der Fonds im Ein-
ve rnehmen mi t der K a m m e r der gewerblichen
Wirtschaft , soweit es zu r Lebensfähigkeit des
Milchsondergeschäftes oder der Milchabgabe-
stelle erforderlich ist, die Einstellung der Beliefe-
rung v o n Lebensmittelkleinhandelsgeschäften
m i t Milch verfügen.

§ 11 . (1) Die nähere Ausführung der Bestim-
m u n g e n der §§ 1 bis 10 wi rd — sofern dieses
Bundesgesetz keine andere Zuständigkei t vo r -
sieht — auf Vorschlag der Kommission durch
das Bundesminis ter ium für Land - u n d Fors t -
wirtschaft durch V e r o r d n u n g getroffen.

(2) Durch V e r o r d n u n g sind insbesondere fest-
zulegen:

a) die Richtl inien für die A r t der Festsetzung
der Preisausgleichsbeiträge, ihr Ausmaß
u n d die A r t ihrer Verrechnung, Ein-
hebung und Einzahlung (§ 3 Abs. 4, be-
ziehungsweise § 6) sowie für die Gewäh-
rung der Zuschüsse (§ 4 Abs. 1);

b) die Richtl inien für das Ausmaß der T r a n s -
portausgleichsbeiträge und die A r t ihrer
Verrechnung, E inhebung u n d Einzahlung
(§ 5 Abs. 2, beziehungsweise § 6) sowie für
die Vergütung von Transpor tkos ten (§ 5
Abs. 3);

c) die Eigenschaften, welche der Milch, der
Butter (Butterschmalz), dem Käse, dem
Topfen, der Trockenmilch und der Kon-
densmilch hinsichtlich der Zuerkennung
von Zuschüssen zukommen müssen, die
Maßnahmen zur Erreichung dieser Eigen-
schaften, der Vorgang zu ihrer Fest-
stellung und ihre Kennzeichnung (Güte-
zeichen) im geschäftlichen Verkehr (§ 4
Abs. 3);

d) die Richtlinien für die Regelung der Ein-
zugs- und Versorgungsgebiete u n d für die
Festsetzung der Liefermengen sowie für
die Ein- und Ausfuhr von Milch u n d Er-
zeugnissen aus Milch (§ 7);

e) die Richtlinien für die Err ichtung von
Milchsondergeschäften und die Einschal-
tung von Lebensmittelkleinhandels-
geschäften zur Abgabe von Milch und Er-
zeugnissen aus Milch ( § 1 0 Abs. 1 u n d 2).

(3) Nach Abs. 2 lit. c festgelegte Gütezeichen
dürfen im geschäftlichen Verkehr nu r mi t Zu-
s t immung des Fonds verwendet werden. De r
Gebrauch von Gütezeichen, die auf Verwechs-
lung mi t nach Abs. 2 lit. c festgelegten Güte-
zeichen abzielen, ist verboten.



Stück 41, Nr. 167. 701

III. Organisation des Fonds; Verfahrens-
bestimmungen.

§ 12. (1) Die Kommission besteht aus 27 Mi t -
gliedern und wird von der Bundesregierung
über Antrag des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft bestellt, und zwar

a) neun Mitglieder, darunter der O b m a n n
der Kommission, auf Vorschlag der Land-
wirtschaftskammern Österreichs,

b) neun Mitglieder, darunter ein O b m a n n -
stellvertreter, auf Vorschlag des Öster-
reichischen Arbeiterkammertages,

c) neun Mitglieder, darunter ein O b m a n n -
stellvertreter, auf Vorschlag der Bundes-
kammer der gewerblichen "Wirtschaft.

(2) Für die Mitglieder der Kommission, je-
doch nicht für den O b m a n n und die beiden
Obmannstel lvertreter , wird in der gleichen
Weise ein Ersatzmann bestellt, der im Ver-
hinderungsfalle einzutreten hat.

(3) Die bestellten Personen können aus wich-
tigen G r ü n d e n in der gleichen Weise, wie sie
bestellt wurden , abberufen werden. I n diesem
Falle u n d bei sonstiger Erledigung einer Stelle
ist diese ohne Verzug neu zu besetzen.

§ 13 . (1) D e r O b m a n n u n d die beiden O b -
manns te l lver t re te r haben Anspruch auf eine an-
gemessene Entschädigung. Ih re H ö h e wird v o m
Bundesminis ter ium für Land- u n d Fors twir t -
schaft festgesetzt.

(2) Das A m t der übrigen Mitglieder und der
Ersa tzmänner ist ein unbesoldetes Ehrenamt .
Die Reise- u n d Aufenthal tsgebühren der A n -
gehörigen der Kommission werden durch die
Geschäftsordnung festgesetzt.

(3) Die Kommission ist berechtigt, einen Ge-
schäftsführer u n d sonstige Angestell te in der er-
forderlichen Anzahl durch Diens tver t rag zu
bestellen.

(4) Bei der Durchführung v o n Prüfungen (§ 9
Abs. 2) k a n n sich die Kommiss ion eines W i r t -
schaftsprüfers bedienen.

§ 14. Der Fonds wird nach außen v o m
O b m a n n oder in dessen V e r t r e t u n g von einem
Obmannstel lver t re ter vertreten. Zur rechts-
verbindlichen Zeichnung sind zwei U n t e r -
schriften erforderlich, die v o m O b m a n n oder
einem Obmannstel lver t re ter u n d dem Geschäfts-
führer oder einem sonstigen Angestellten, der
hiezu vom O b m a n n mit Zust immung der Kom-
mission bevollmächtigt wird, gegeben werden
können.

§ 15. (1) Die Kommission bestellt aus ihrer
Mitte zur Führung der laufenden Geschäfte
einen geschäftsführenden Ausschuß.

(2) Der geschäftsführende Ausschuß besteht
aus dem Obmann , den beiden Obmannstel lver-
t re te rn u n d drei weiteren Mitgliedern der

Kommission; v o n letzteren ist je ein Mitglied
dem im § 12 Abs. 1 lit. a bis c genannten
Personenkreis zu entnehmen.

§ 16. (1) Gültige Beschlüsse der Kommission
bedürfen — die ordnungsgemäße Einladung
aller Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrhei t
von vier Fünfteln der abgegebenen Stimmen.
Beschlüsse des geschäftsführenden Ausschusses
sind un te r der gleichen Voraussetzung einhellig
zu fassen. K o m m t eine einhellige Auffassung
nicht zustande, ist der Beratungsgegenstand der
Kommission zur Beschlußfassung vorzulegen.

(2) Angelegenheiten v o n besonderer Bedeu-
tung sind der Beschlußfassung durch die Kom-
mission vorbehalten. Dazu gehören vor allem
Beschlüsse über die H ö h e der Ausgleichsbeiträge
und Verwaltungskostenbeiträge und ihre Ein-
hebung, die Festlegung von Einzugs- und Ver-
sorgungsgebieten sowie die Erstellung des Rech-
nungsabschlusses. Desgleichen sind die Ansuchen
um Festlegung von Einzugs- und Versorgungs-
gebieten der Kommission vorzulegen.

(3) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission und des geschäftsführenden Ausschusses
durch eine Geschäftsordnung geregelt, die von
der Kommission beschlossen wird und die der
Genehmigung des Bundesministeriums für
Land- u n d Forstwirtschaft bedarf.

§ 17. (1) Der Aufwand des Fonds einschließ-
lich der Kosten der Staatsaufsicht wird durch
Verwaltungskostenbeiträge gedeckt, die die
Bearbeitungs- u n d Verarbeitungsbetriebe, ihre
wirtschaftlichen Zusammenschlüsse und die
Importbetr iebe nach den Umsätzen zu leisten
haben, die sie in Milch und Erzeugnissen aus
Milch erzielen u n d die 0'3 v. H . dieses Umsatzes
nicht übersteigen dürfen.

(2) Die näheren Regelungen über das Ausmaß
der Verwal tungskostenbei t räge u n d über ihre
Einhebung werden v o n der Kommission nach
den Best immungen der Geschäftsordnung ge-
troffen.

(3) Fü r die Verrechnung der Verwal tungs-
kostenbeiträge finden die Best immungen des § 6
Abs. 2 sinngemäße Anwendung .

§ 18. (1) Die Kommiss ion ha t die Fondsmit te l
un te r A n w e n d u n g der Sorgfalt eines ordent -
lichen Kaufmannes zu verwal ten und darf sie
n u r zu Zuschüssen im Sinne der §§ 4 u n d 5
Abs. 3 u n d zur Deckung der Verwaltungsaus-
lagen verwenden . Sie dürfen auch vorüber -
gehend für andere Zwecke nicht verwendet
werden.

(2) Die gesamte Gebarung des Fonds un t e r -
liegt der Aufsicht des Bundesministeriums für
Land- u n d Forstwirtschaft . Dieses ha t darüber

zu wachen, daß die Best immungen dieses Bun-
desgesetzes u n d der dazu ergangenen Vero rd -
nungen eingehalten werden .
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(3) Das Bundesminis ter ium für Land- u n d
Forstwirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse
oder Verfügungen, die den bestehenden Ge-
setzen und Ve ro rdnungen zuwiderlaufen, Ein-
spruch zu erheben. Es ha t jeden Einspruch
un te r Angabe der hiefür maßgebenden G r ü n d e
unverzüglich den Bundesministerien für H a n d e l
und Wiederaufbau und für Inneres — soweit es
sich u m finanzielle Angelegenheiten handel t ,
auch dem Bundesminis ter ium für Finanzen —
zwecks Bestätigung zur Kenntnis zu bringen.
Falls diese Bestätigung b innen vier Wochen nach
Erhebung des Einspruches nicht versagt wird,
gilt sie als erteilt .

(4) Ist ein Einspruch erhoben worden , so darf
ein Beschluß n u r durchgeführt oder eine M a ß -
nahme n u r getroffen werden, wenn die im
Abs. 3 vorgesehene Bestätigung des Einspruches
versagt wird.

§ 19. (1) Das Geschäftsjahr des Fonds fällt
m i t dem Kalenderjahr zusammen.

(2) Bis 30. September jeden Jahres ha t der
Fonds dem Bundesminis ter ium für Land- u n d
Forstwirtschaft u n d dem Rechnungshofe einen
Bericht samt Rechnungsabschluß über das ab-
gelaufene Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 20. Die Mitglieder der Kommission u n d die
Angestell ten des Fonds sind verpflichtet, die
ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekann tgewor -
denen Geschäfts- u n d Betriebsverhältnisse außer
in den Fällen dienstlicher Berichterstat tung oder
der Anzeige strafbarer Hand lungen geheim-
zuhalten, u n d haben sich der Ve rwer tung der
ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- u n d Ge-
schäftsgeheimnisse zu enthal ten. Diese Pflichten
gelten auch nach dem Ausscheiden aus der
Kommission und nach Beendigung des Diens t -
verhältnisses.

§ 2 1 . (1) Das Verfahren des Fonds ha t sich
mi t den in diesem Paragraphen vorgesehenen
Abweichungen nach den für die Behörden der
allgemeinen staatlichen Verwal tung geltenden
Best immungen zu richten.

(2) Bei nicht rechtzeitiger Einzahlung v o n
Ausgleichsbeiträgen u n d Verwal tungskos ten-
beiträgen ha t der Fonds die Zahlungsverpflich-
tung mi t Bescheid festzustellen. Rechtskräftig
vorgeschriebene Ausgleichsbeiträge u n d Verwal -
tungskostenbeiträge werden im Verwal tungs-
wege eingetrieben.

(3) Die Entscheidungen des Fonds über die
Festsetzung und die Auftei lung der Zuschüsse
sind endgültig. Gegen sonstige Bescheide k a n n
binnen zwei Wochen beim Fonds Einspruch er-
hoben werden. Ü b e r den Einspruch entscheidet
in den Angelegenheiten des Abs. 2 der nach
dem Betr iebsstandorte zuständige Landeshaupt -
mann , und zwar endgült ig; über sonstige Ein-
sprüche entscheidet der Landeshaup tmann ,

gegen dessen Entscheidung die Berufung an das
Bundesministerium für Land- u n d Fors twir t -
schaft zulässig ist.

(4) In Angelegenheiten, die die Einzahlung
von Ausgleichsbeiträgen und Verwaltungs-
kostenbeiträgen oder die Festsetzung von Ein-
zugs- und Versorgungsgebieten oder von
Liefermengen betreffen, ist der Fonds im Ver-
fahren vor den Verwaltungsbehörden Partei im
Sinne der Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG.) v o m
21. Juli 1925, BGBl. Nr . 274.

§ 22. (1) Schriften und Amtshandlungen im
Verfahren vor dem Fonds sind von den
Stempel- und Rechtsgebühren nach § 14 des
Gebührengesetzes 1946, BGBl. N r . 184, in der
jeweils geltenden Fassung, sowie von den Bun-
desverwaltungsabgaben befreit. Der Fonds selbst
unterliegt nicht den genannten Gebühren und
Abgaben sowie den Gerichtsgebühren, der
Körperschafts- und der Vermögenssteuer.

(2) Die Zuschüsse des Fonds an die Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe gelten nicht
als Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

IV. Strafbestimmungen.

§ 23. (1) W e r den Bestimmungen der §§ 7, 8,
9, 10 und 11 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes oder
den auf Grund dieser Bestimmungen erlassenen
Anordnungen zuwiderhandelt , begeht eine Ver-
waltungsübertretung und wird, soferne die T a t
nicht einem strengeren Strafgesetz unterliegt,
von der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungs-
behörde mi t Geld bis zu 30.000 S, im Falle der
Uneinbringlichkeit mi t Arrest bis zu drei M o -
naten bestraft, auch wenn es nur beim Versuch
geblieben ist. Auf den Verfall der Gegenstände,
auf die sich die strafbare Hand lung bezieht,
kann auch selbständig e rkann t werden, wenn
keine best immte Person verfolgt oder bestraft
werden kann.

(2) In gleicher Weise wird bestraft, wer die
Schlußfassung der Kommission über die Zu-
erkennung von Zuschüssen durch unrichtige
Angaben oder sonst in mißbräuchlicher Weise
beeinflußt.

(3) H a t der Tä te r vorsätzlich gehandelt oder
wurde er wegen Über t re tung der Best immun-
gen dieses Bundesgesetzes oder einer auf G r u n d
dieses Bundesgesetzes ergangenen Anordnung
wiederholt bestraft, so k a n n neben der Geld-
strafe auch eine Arreststrafe bis zu drei M o -
naten verhängt werden.

§ 24. W e r vorsätzlich eine Tatsache, die ihm
als Mitglied der Kommission oder als Angestell-
ten oder Beauftragten des Fonds bekannt -
geworden u n d deren Geheimhaltung im ge-
schäftlichen Interesse des Betriebsinhabers ge-
boten ist, unbefugt offenbart oder zu seinem
oder eines Dr i t t en Vorteil verwertet , wird,
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wenn die Handlung nicht einem strengeren
Strafgesetz unterliegt, wegen Vergehens mit
Arrest in der Dauer von drei Monaten bis zu
zwei Jahren bestraft.

V. Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 25. (1) Das Vermögen des Österreichischen
Milch- und Fettwirtschaftsverbandes (StGBl.
Nr. 171/1945) und die von demselben nach den
bisherigen Vorschriften für Ausgleichszwecke
verwalteten Mittel mit Ausnahme der für den
Fettausgleich bestimmten Mittel gehen auf den
Fonds über. Soweit das Personal des Österrei-
chischen Milch- und Fettwirtschaftsverbandes
vom Fonds übernommen wird, gilt das bis-
herige Dienstverhältnis als nicht unterbrochen.

(2) Die v o m Österreichischen Milch- u n d
Fettwirtschaftsverband m i t Genehmigung der
Bundesministerien für Land- u n d Fors twi r t -
schaft u n d für Vo lkse rnährung getroffene
Quali tä tsregelung für Milch u n d Erzeugnisse
aus Milch sowie, die Einzelverfügungen des
Österreichischen Milch- u n d Fettwirtschafts-
verbandes, soweit sie Milch u n d Erzeugnisse aus
Milch betreffen, werden durch seine Auflösung
nicht be rühr t . Sie bleiben in Wirksamkeit , bis
sie durch neue Ve ro rdnungen auf G r u n d dieses
Bundesgesetzes abgeändert oder aufgehoben
werden.

(3) Bis zu r Festsetzung der Verwal tungskosten-
beiträge nach den Best immungen dieses Bundes-
gesetzes (§ 17) sind die in der Bei t ragsordnung
des Österreichischen Milch- u n d Fettwirtschafts-
verbandes festgesetzten Verwal tungskosten-
beiträge für Milch u n d Erzeugnisse aus Milch
an den Fonds abzuführen.

(4) Die in den Abs. 2 u n d 3 angeführ ten , auf
Grund des Wirtschaftsverbändegesetzes er-
lassenen Vorschriften treten spätestens am
28. Februar 1951 außer Kraft.

§ 26. Im Zeitpunkte des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes wirksame Bestätigungen als
Milchsondergeschäfte im Sinne des § 12 Abs. 1
der Anordnung Nr. 42, betreffend die Abliefe-
rung, Bearbeitung, Verarbeitung und Ver-
teilung von Milch und Erzeugnissen aus Milch
(kundgemacht in der „Wiener Zeitung" vom
1. April 1949), in der Fassung des Artikels 1
Z. 4 der Anordnung Nr. 59 (kundgemacht in
der „Wiener Zeitung" vom 29. Dezember 1949)
oder Anerkennungen als sonstige Abgabestellen
von Milch gelten für den gegenwärtigen Inhaber
als Genehmigungen gemäß § 10 Abs. 2 dieses
Bundesgesetzes.

§ 27. (1) Dieses Bundesgesetz, das am 1. Sep-
tember 1950 in Kraft tritt, verliert am 30. Juni
1953 seine Wirksamkeit.

(2) Mit seiner Vollziehung ist hinsichtlich des
§ 8 das Bundesministerium für Land- und Forst-

wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen, hinsichtlich des § 10
Abs. 4 das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau im Einvernehmen mit den Bun-
desministerien für Land- und Forstwirtschaft
und für soziale Verwaltung, hinsichtlich des
§ 10 Abs. 5 das Bundesministerium für Handel
und Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft, hinsichtlich des § 22 das Bundesministe-
rium für Finanzen, beziehungsweise das Bundes-
ministerium für Justiz, beziehungsweise das
Bundeskanzleramt, hinsichtlich des § 24 das
Bundesministerium für Justiz und hinsichtlich
der übrigen Bestimmungen das Bundesministe-
rium für Land- und Forstwirtschaft betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber

1 6 8 . Bundesgesetz vom 12. Juli 1950
über die Regelung der Getreide- und Futter-
mittelwirtschaft (Getreidewirtschaftsgesetz).

Der Na t iona l ra t ha t beschlossen:

I. Allgemeine Best immungen.

§ 1. (1) Brotgetreide im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Roggen, Weizen und deren Ge-
menge, sowie für die menschliche E r n ä h r u n g
bes t immter Mahlmais.

(2) Mahlerzeugnisse im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind alle aus Brotgetre ide hergestellten,
für die menschliche E r n ä h r u n g bes t immten Mehle
u n d sonstigen Mahlerzeugnisse.

(3) Fu t te rmi t t e l im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Futtergetreide (Futtergerste, Futterhafer,
Futtermais), Kleie, Futtermehle und Futterschrote
aller Art sowie Mischfuttermittel, in denen
Getreide oder Getreideprodukte enthalten sind.

§ 2. (1) Zum Schutze der inländischen Getreide-
erzeugung und zur Stabilisierung der Brot- und
Mehlpreise sowie einer ausreichenden Versorgung
der Landwirtschaft mit Futtermitteln wird der
„Getreideausgleichsfonds" errichtet.

(2) Der „Getreideausgleichsfonds" (im folgenden
„Fonds" genannt) ist eine juristische Person, hat
seinen Sitz in Wien und ist berechtigt, das
Bundeswappen zu führen. Er wird durch eine
Verwaltungskommission (im folgenden „Kom-
mission" genannt) verwaltet.

§ 3. (1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat auf Vorschlag der Kom-
mission rechtzeitig, spätestens bis 1. Juli, für das
folgende Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni des
nächstfolgenden Jahres) unter Bedachtnahme auf
die inländische Produktion und — soweit Futter-
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mittel in Betracht kommen — auch auf die
Bedürfnisse der Fleisch- und Fetterzeugung für
die im § 1 genannten Waren Ein- und Ausfuhr-
pläne (Mengen der ein- und auszuführenden
Waren, Zeitpunkt der Ein- und Ausfuhr, Her-
kunft, Qualität und Verwendungszweck der
Importe sowie deren Verteilung auf die einzelnen
Bundesländer) festzulegen.

(2) Die festgelegten Ein- und Ausfuhrpläne
sind für das folgende Wirtschaftsjahr verbindlich;
ihre Abänderung darf auf Vorschlag der K o m -
mission nur erfolgen, wenn unvorhergesehene
und zwingende Verhältnisse (später eintretende
Katastrophen, wesentliche Bedarfsverschiebungen,
zwingende staatspolitische Bedürfnisse u. dgl.)
dies verlangen.

(3) Die zu den im Einfuhrplan vorgesehenen
Terminen durchzuführenden Impor te sind von
der Kommission jeweils öffentlich bekanntzu-
machen, wobei dem preiswertesten Einfuhr-
antrage die Genehmigung zu erteilen ist. Die
Genehmigung k a n n unte r Bedingungen u n d Auf-
lagen erfolgen, die zur Durchführung der Be-
st immungen des Abs. 1 erforderlich sind. Die
Genehmigung der Kommission bildet die Voraus-
setzung für die Erteilung der nach den devisen-
rechtlichen Vorschriften und den Regelungen des
Warenverkehres mi t dem Auslande erforder-
lichen Bewilligungen.

(4) Impor t eu ren , die die Bedingungen, un t e r
denen die Genehmigung ertei l t wurde , nicht ein-
halten, k ö n n e n bereits erteilte Genehmigungen
entzogen werden ; sie können zeitweise oder
dauernd von der Durchführung von Impor t -
geschäften ausgeschlossen werden.

(5) Ein- u n d Ausfuhren von im § 1 genannten
Waren sind von den Impor teuren und Expor-
teuren der Kommission zu melden. Die Kom-
mission ist berechtigt, durch ihre entsprechend
ausgewiesenen Organe die Richtigkeit dieser
Meldungen durch Einsichtnahme in die bezug-
habenden Aufzeichnungen überprüfen zu lassen.

(6) I m Einfuhrplan nicht vorgesehene Impor te
von im § 1 angeführten Waren sind unzulässig;
ausgenommen hievon sind Einfuhren von Waren,
die

a) unter Zollverschluß durch das Bundes-
gebiet durchgeführt,

b) im kleinen Grenzverkehr oder
c) im Reise- oder Postverkehr eingeführt

werden.

§ 4. Auf Vorschlag der Kommission kann das
Bundesministerium für Land- u n d Fors twir t -
schaft durch Verordnung für die Handelsmüllerei
best immte Mehltypen (Festsetzung von Aus-
mahlungssätzen) und die Kennzeichnung der-
selben anordnen.

§ 5. (1) Die aus der Preisfestsetzung für Brot
und Mehl und aus der Verschiedenheit der Preise

für Roggen und Weizen sich ergebenden
Differenzbeträge werden durch ein Mühlenaus-
gleichsverfahren in der Weise ausgeglichen, daß
bei der Vermahlung v o n Brotgetreide Ausgleichs-
beiträge an den Fonds geleistet oder Ausgleichs-
zuschüsse v o m Fonds gewährt werden, deren
Höchstbetrag zugleich mi t dem Preis für Brot-
getreide, Mehl, Bro t u n d Backwaren alljährlich
festgesetzt wird.

(2) Z u m Ausgleich der Transpor tkos ten , die
durch Lieferung v o n Brotgetreide verschiedener
Herkunf t an die Mühlen entstehen, kann
ein Transportausgleichsbeitrag v o n höchstens
10 v. H . des Erzeugerpreises vorgeschrieben u n d
gewährt werden.

(3) Die H ö h e der Mühlenausgleichsbeiträge
u n d der Transportausgleichsbeiträge im Rahmen
der im Abs. 1 u n d 2 genannten Höchstbeträge
und die H ö h e der entsprechenden Zuschüsse
wird durch den Fonds bestimmt.

(4) Die gemäß Abs. 1 und 2 eingehobenen
Geldmittel sind für die dor t genannten Zwecke
gebunden. Das Ausgleichsverfahren ist vom
Fonds durchzuführen.

§ 6. (1) W e n n die Erzeugerpreise für inlän-
disches Brotgetreide oder für inländische Fut ter -
mittel höher liegen als die Preise für gleichwertige
Importware, hat der Importeur von Brot-
getreide, Mahlerzeugnissen oder Futtermit teln
anläßlich der Zollabfertigung einen Ausgleichs-
betrag zu entrichten.

(2) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 werden
auf Vorschlag der Kommission vom Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft im
Einvernehmen mi t dem Bundesministerium für
Finanzen allgemein durch Verordnung oder im
einzelnen festgesetzt. Ihre Höhe darf 60 v. H .
des inländischen Erzeugerpreises der in Betracht
kommenden Ware nicht übersteigen.

(3) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 sind
Einnahmen des Bundes. Soweit sie beim Impor t
von Brotgetreide und Mahlerzeugnissen einge-
hoben werden, sind sie — soweit erforderlich —
zur Stabilisierung der Getreide-, Mehl und Brot-
preise, soweit sie beim Impor t von Futtermit teln
eingehoben werden, sind sie — soweit erforder-
lich — zur Sicherung der inländischen Fut ter-
mit telproduktion und des Absatzes von Tieren
und tierischen Erzeugnissen, zum Transportaus-
gleich für Futtermit tel sowie für Maßnahmen
zur Festigung des Bergbauerntums zu ver-
wenden.

§ 7. Bei nicht rechtzeitiger Abfuhr der gemäß
den §§ 5 und 6 zu entrichtenden Ausgleichs-
beiträge (-beträge) können Verzugszinsen in der
bei Handelsgeschäften üblichen H ö h e verrechnet
werden. Zuschüsse und Transportkostenver-
gütungen können gegen bereits fällige Abgaben
verrechnet werden. Werden Zuschüsse des Fonds
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ohne Verschulden des empfangenden Betriebes
nicht rechtzeitig bezahlt oder verrechnet, können
Verzugszinsen in der im ersten Satz genannten
Höhe gewährt werden.

§ 8. (1) Zwecks Durchführung des Ausgleiches
gemäß § 5 sind die Mühlenbetriebe verpflichtet,
dem Fonds monatliche Bestandsmeldungen zu
erstatten. Diese haben den Lagerbestand, den
Zu- und Abgang an Brotgetreide und Mahl-
erzeugnissen getrennt nach Weizen, Roggen und
Mahlerzeugnissen unter Angabe der inländischen
oder ausländischen Herkunft zu enthalten.

(2) Der Fonds ist berechtigt, durch seine ent-
sprechend ausgewiesenen Organe die Richtigkeit
der gemäß Abs. 1 zu erstattenden Meldungen
durch Einsichtnahme in die bezughabenden Auf-
zeichnungen überprüfen zu lassen. Bei Durch-
führung solcher Prüfungen kann sich der Fonds
eines Wirtschaftsprüfers bedienen.

II. Organisatorische Bestimmungen.

§ 9. (1) Die Kommission besteht aus 27 Mit-
gliedern und wird von der Bundesregierung
über Antrag des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft bestellt, und zwar

a) neun Mitglieder, darunter der Obmann der
Kommission, auf Vorschlag der Land-
wirtschaftskammern Österreichs;

b) neun Mitglieder, darunter ein Obmannstell-
vertreter, auf Vorschlag der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft;

c) neun Mitglieder, darunter ein Obmannstell-
vertreter, auf Vorschlag des Österrei-
chischen Arbeiterkammertages.

(2) Für die Mitglieder der Kommission, jedoch
nicht für den Obmann und die beiden Obmann-
stellvertreter, wird in der gleichen Weise ein
Ersatzmann bestellt, der im Verhinderungsfalle
einzutreten hat.

(3) Die bestellten Personen k ö n n e n aus wich-
tigen G r ü n d e n in der gleichen Weise, wie sie
bestellt wurden , abberufen werden. In diesem
Falle u n d bei sonstiger Erledigung einer Stelle ist
diese ohne Verzug neu zu besetzen.

§ 10. (1) Der O b m a n n und die beiden O b m a n n -
stel lvertreter haben Anspruch auf eine ange-
messene Entschädigung. Ihre H ö h e wird v o m
Bundesminis ter ium für Land- u n d Fors twir t -
schaft festgesetzt.

(2) Das A m t der übrigen Mitglieder u n d Ersatz-
m ä n n e r ist ein unhesoldetes Ehrenamt . Die Reise-
u n d Aufenthal t sgebühren der Angehör igen der
Kommiss ion werden durch die Geschäftsordnung
festgesetzt.

(3) D ie Kommiss ion ist berechtigt , e inen Ge-
schäftsführer und sonstige Angestellte in der
erforderlichen Anzahl durch Dienstvertrag zu
bestellen.

§ 11. Der Fonds wird nach außen vom Ob-
mann oder in dessen Vertretung von einem
Obmannstellvertreter vertreten. Zur rechtsver-
bindlichen Zeichnung sind zwei Unterschriften
erforderlich, die vom Obmann oder einem
Obmannstellvertreter und dem Geschäftsführer
oder einem sonstigen von der Kommission hiezu
ermächtigten Angestellten gegeben werden
können.

§ 12. (1) Die Kommission bestellt aus ihrer
Mitte zur Führung der laufenden Geschäfte einen
geschäftsführenden Ausschuß.

(2) Der geschäftsführende Ausschuß besteht aus
dem Obmann, den beiden Obmannstellvertretern
und sechs weiteren Mitgliedern der Kommission;
von letzteren sind je zwei Mitglieder dem im
§ 9 Abs. 1 lit. a—c genannten Personenkreis zu
entnehmen.

§ 13. (1) Gültige Beschlüsse der Kommission be-
dürfen — die ordnungsgemäße Einladung aller
Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von
vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. Beschlüsse
des geschäftsführenden Ausschusses sind unter der
gleichen Voraussetzung einhellig zu fassen.
Kommt ein einhelliger Beschluß nicht zustande,
ist der Beratungsgegenstand der Kommission zur
Beschlußfassung vorzulegen.

(2) Angelegenheiten von besonderer Bedeutung
sind der Beschlußfassung durch die Kommission
vorbehalten. Dazu gehören vor allem Beschlüsse
hinsichtlich des Vorschlages für die Ein- und
Ausfuhrpläne (§ 3 Abs. 1) und die Erstellung
des Rechnungsabschlusses des Fonds.

(3) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission und des geschäftsführenden Ausschusses
durch eine Geschäftsordnung geregelt, die von
der Kommission beschlossen wird und die der
Genehmigung des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft bedarf. In der Geschäfts-
ordnung ist festzulegen, daß die Kommission zur
Einsetzung von Fachausschüssen berechtigt ist.

§ 14. (1) Der Aufwand des Fonds einschließlich
der Kosten der Staatsaufsicht wird durch Ver-
waltungskostenbeiträge gedeckt. Diese sind von
den Verarbeitungsbetrieben nach den Umsätzen
in Brotgetreide und Mahlerzeugnissen zu leisten.
Die Beiträge dürfen 0'3 v. H . dieses Umsatzes
nicht übersteigen.

(2) Die näheren Regelungen über das Ausmaß
der Verwaltungskostenbeiträge und über ihre
Einhebung werden von der Kommission nach
den Bestimmungen der Geschäftsordnung ge-
troffen.

(3) Für die Verrechnung der Verwaltungs-
kostenbeiträge finden die Bestimmungen des § 7
sinngemäße Anwendung.

§ 15. (1) Die Kommission hat die Fondsmittel
unter Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen
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Kaufmannes zu verwalten und darf sie nur zu
den in diesem Bundesgesetze festgelegten
Zwecken und zur Deckung der Verwaltungs-
auslagen verwenden. Sie dürfen auch vorüber-
gehend für andere Zwecke nicht verwendet
werden.

(2) Die gesamte Geschäftsführung und Ge-
barung des Fonds unterl iegt der Aufsicht des
Bundesministeriums für Land- und Fors twir t -
schaft. Dieses hat darüber zu wachen, daß die
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes und der
dazu ergangenen Verordnungen eingehalten
werden.

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse
oder Verfügungen, die den bestehenden Gesetzen
und Verordnungen zuwiderlaufen, Einspruch zu
erheben. Es hat jeden Einspruch unter Angabe
der hiefür maßgebenden Gründe unverzüglich
den Bundesministerien für Hande l und Wieder-
aufbau und für Inneres, soweit es sich um
finanzielle Angelegenheiten handelt , auch dem
Bundesministerium für Finanzen zwecks Be-
stätigung zur Kenntnis zu bringen. Falls diese
Bestätigung binnen vier Wochen nach Erhebung
des Einspruches nicht versagt wird, gilt sie als
erteilt.

(4) Ist ein Einspruch erhoben worden, so darf
ein Beschluß nur durchgeführt oder eine Maß-
nahme nur getroffen werden, wenn die im
Abs. 3 vorgesehene Bestätigung des Einspruches
versagt wird.

§ 16. (1) Das Geschäftsjahr des Fonds dauert
vom 1. Juli bis zum 30. Juni des nächstfolgenden
Jahres. Das erste Geschäftsjahr beginnt mi t dem
Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes u n d endet
am 30. Juni 1951.

(2) Bis 31. Oktober jeden Jahres hat der Fonds
dem Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft u n d dem Rechnungshofe einen Bericht
samt Rechnungsabschluß über das abgelaufene.
Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 17. Die Mitglieder der Kommission und die
Angestellten des Fonds sind verpflichtet, die
ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekannt -
gewordenen Geschäfts- und Betriebsverhältnisse
außer in den Fällen dienstlicher Berichterstattung
oder der Anzeige strafbarer Handlungen geheim-
zuhalten, u n d haben sich der Verwer tung der
ihnen zur Kenntnis gelangten Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse zu enthalten. Diese Pflichten
gelten auch nach dem Ausscheiden aus der Kom-
mission und nach Beendigung des Dienstverhält-
nisses.

§ 18. (1) Das Verfahren des Fonds hat sich mi t
den in diesem Paragraphen vorgesehenen Ab-
weichungen nach den für die Behörden der all-
gemeinen staatlichen Verwal tung geltenden Be-
stimmungen zu richten. Bei nicht rechtzeitiger

Einzahlung von Ausgleichsbeiträgen gemäß § 5
und von Verwaltungskostenbeiträgen gemäß
§ 14 hat der Fonds die Zahlungsverpflichtung mi t
Bescheid festzustellen. Rechtskräftig vorge-
schriebene Ausgleichsbeiträge und Verwal tungs-
kostenbeiträge werden im Verwaltungswege ein-
getrieben.

(2) Die Entscheidungen des Fonds in Ange-
legenheiten gemäß § 3 Abs. 3 bis 5 sowie über
die Gewährung von Zuschüssen sind endgültig.
Gegen seine sonstigen Bescheide kann b innen
zwei Wochen beim Fonds Einspruch erhoben
werden. Über den Einspruch entscheidet der nach
dem Betriebsstandorte zuständige Landeshaupt-
mann, gegen dessen Entscheidung die Berufung
an das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft zulässig ist.

(3) In Angelegenheiten, die die Einzahlung von
Ausgleichsbeiträgen und Verwaltungskostenbei-
trägen betreffen, ist der Fonds im Verfahren vor
den Verwaltungsbehörden Partei im Sinne der
Bestimmungen des Allgemeinen Verwal tungs-
verfahrensgesetzes (AVG.) vom 21. Juli 1925,
BGBl. N r . 274.

§ 19. (1) Schriften und Amtshandlungen im
Verfahren vor dem Fonds sind v o n den Stem-
pel- und Rechtsgebühren nach § 14 des Ge-
bührengesetzes 1946, BGBl. N r . 184, in der
jeweils geltenden Fassung, sowie von den Bun-
desverwaltungsabgaben befreit. Der Fonds selbst
unterliegt nicht den genannten Gebühren u n d
Abgaben sowie den Gerichtsgebühren, der Kör-
perschafts- und der Vermögenssteuer.

(2) Die Zuschüsse des Fonds an die Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe gelten nicht
als Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

III. Strafbestimmungen.

§ 20. (1) Wer den Bestimmungen des § 3
Abs. 5 des § 4 und des § 8 oder den auf G r u n d
dieser Bestimmungen getroffenen Anordnungen
zuwiderhandelt , wird, soferne die T a t nicht
einem strengeren Strafgesetz unterliegt, von der
örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde
wegen Verwal tungsüber t re tung mi t Geld bis zu
3000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit mit
Arrest bis zu 14 Tagen bestraft.

(2) W e r den Bestimmungen des § 6 oder den
auf G r u n d dieser Bestimmungen getroffenen
Anordnungen zuwiderhandelt , wird, soferne die
T a t nicht einem strengeren Strafgesetz un te r -
liegt, von der örtlich zuständigen Bezirksver-
waltungsbehörde wegen Verwal tungsüber t re tung
mi t Geld bis zu 30.000 S, im Falle der Une in-
bringlichkeit mi t Arrest bis zu drei Mona ten be-
straft, auch wenn es nur beim Versuch geblieben
ist. Auf den Verfall der Gegenstände, auf die
sich die strafbare Han d l u n g bezieht, k a n n auch
selbständig e rkannt werden, wenn keine be-
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st immte Person verfolgt oder bestraft werden
kann.

§ 2 1 . Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm
als Mitglied der Kommission oder als Ange-
stellten oder Beauftragten des Fonds bekannt -
geworden u n d deren Geheimhaltung im geschäft-
lichen Interesse des Betriebsinhabers geboten
ist, unbefugt offenbart oder zu seinem oder eines
Dr i t t en Vorteil verwertet , wird, wenn die H a n d -
lung nicht einem strengeren Strafgesetz unter-
liegt, wegen Vergehens mi t Arrest in der Dauer
von drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft.

IV. Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 22. (1) Das Vermögen des Österreichischen
Getreide- u n d Brauwirtschaftsverbandes (StGBl.
N r . 171/1945) und die von demselben nach den
bisherigen Vorschriften für Ausgleichszwecke
verwalteten Mittel mi t Ausnahme eines Betrages
von 20,000.000 S, der dem Bunde zufließt, gehen
auf den Fonds über. Soweit Personal österreichi-
scher Wirtschaftsverbände vom Fonds übernom-
men wird, gilt das bisherige Dienstverhältnis als
nicht unterbrochen.

(2) Die auf Grund des Lebensmittelbewirt-
schaftungsgesetzes, BGBl. N r . 28/1948, durch die
Bundesministerien für Land- und Fors twir t -
schaft u n d für Volksernährung erlassenen An-
ordnungen, soweit sie die in § 1 dieses Gesetzes
genannten Sachgüter betreffen und Maßnahmen
im Sinne der §§ 4, 5, 7 und 8 zum Gegenstande
haben, bleiben aufrecht, bis sie durch Regelungen
auf Grund dieses Bundesgesetzes ersetzt werden,
längstens jedoch bis 31. Dezember 1950.

(3) Bis zur Festsetzung der Verwaltungskosten-
beiträge nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes (§ 14), längstens jedoch bis 31. Dezember
1950, sind die in der Beitragsordnung des Öster-
reichischen Getreide- u n d Brauwirtschaftsver-
bandes festgesetzten Verwaltungskostenbeiträge
an den Fonds abzuführen.

§ 23. (1) Dieses Bundesgesetz, das am 1. Sep-
tember 1950 in Kraft tritt", verliert am 30. Juni
1953 seine Wirksamkeit .

(2) Mit seiner Vollziehung ist hinsichtlich des
§ 6 das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen, hinsichtlich des § 19
das Bundesministerium für Finanzen, beziehungs-
weise das Bundesministerium für Justiz, bezie-
hungsweise das Bundeskanzleramt, hinsichtlich
des § 21 das Bundesministerium für Justiz und
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen das Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft be-
traut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber

169. Bundesgesetz vom 12. Juli 1950 über
die Regelung der Ein- und Ausfuhr von
Schlachttieren und tierischen Produkten

(Viehverkehrsgesetz).
Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen.
§ 1. (1) Schlachttiere im Sinne dieses Bundes-

gesetzes sind zur Schlachtung bestimmte Rinder,
Kälber, Schweine, Schafe und Pferde.

(2) Tierische Produkte im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind

a) Fleisch, das sind alle für den Genuß als
menschliches Nahrungsmit te l verwend-
baren und best immten Teile der der
Schlachtung zugeführten, im Abs. 1 ge-
nannten Tiere in frischem, gefrorenem, ge-
salzenem und gepökeltem Zustande, ein-
schließlich der Innereien;

b) Fleischwaren, das sind Wurs t - u n d Selch-
waren, sowie Fleisch in luftdicht abge-
schlossenen Behältnissen und sonstige Er-
zeugnisse, sofern diese Waren ganz oder
teilweise aus dem Fleisch von im Abs. 1 ge-
nannten Tieren hergestellt sind;

c) tierische Fette, das sind Schweinespeck,
Schweineschmalz, Filz, Darmfet te und
Rindertalg.

§ 2. (1) Z u m Schutze der inländischen Vieh-
wirtschaft und zur Stabilisierung der Preise für
Schlachttiere und deren Produkte wird der
„Viehverkehrsfonds" errichtet.

(2) Der „Viehverkehrsfonds" (im folgenden
„Fonds" genannt) ist eine juristische Person, hat
seinen Sitz in Wien und ist berechtigt, das Bun-
deswappen zu führen. Er wird durch eine Ver-
waltungskommission (im folgenden „Kommis-
sion" genannt) verwaltet .

(3) Das Vermögen des Fonds wird aus den
ihm aus dem Liquidationserlös des Österreichi-
schen Viehwirtschaftsverbandes zugeflossenen
Mitteln gebildet (§ 17). Diese sind zur Förde-
rung des Viehabsatzes und zur Erleichterung
und Verbilligung der Versorgung mit den im
§ 1 genannten Waren zu verwenden.

§ 3. (1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat auf Vorschlag der Kommis-
sion rechtzeitig, spätestens bis 1. Juli, für das
folgende Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni des
nächstfolgenden Jahres) un te r Bedachtnahme auf
die inländische Produkt ion für die im § 1 ge-
nannten Waren Ein- und Ausfuhrpläne (Mengen
der ein- und auszuführenden Waren, Zei tpunkt
der Ein- und Ausfuhr, Herkunf t und Qualität)
festzulegen.

(2) Die festgelegten Ein- und Ausfuhrpläne sind
für das folgende Wirtschaftsjahr verbindlich.
Ihre Abänderung darf auf Vorschlag der Kom-
mission nu r erfolgen, wenn unvorhergesehene
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und zwingende Verhältnisse (später eintretende
Katastrophen, wesentliche Bedarfsverschiebungen,
zwingende staatspolitische Bedürfnisse u. dgl.)
dies verlangen.

(3) Die zu den im Einfuhrplan vorgesehenen
Terminen durchzuführenden Importe sind von
der Kommission jeweils öffentlich bekanntzu-
machen, wobei dem preiswertesten Einfuhr-
antrage die Genehmigung zu erteilen ist. Die
Genehmigung kann unter Bedingungen und Auf-
lagen erfolgen, die zur Durchführung der Be-
stimmungen des Abs. 1 erforderlich sind. Die
Genehmigung der Kommission bildet die Vor-
aussetzung für die Erteilung der nach den
devisenrechtlichen Vorschriften und den Rege-
lungen des Warenverkehres mit dem Auslande
erforderlichen Bewilligungen.

(4) Importeuren, die die Bedingungen, unter
denen die Genehmigung erteilt wurde, nicht ein-
halten, können bereits erteilte Genehmigungen
entzogen werden; sie können zeitweise oder
dauernd von der Durchführung von Import-
geschäften ausgeschlossen werden.

(5) Ein- und Ausfuhren von im § 1 genannten
Waren sind von den Importeuren und Expor-
teuren der Kommission zu melden. Die Kom-
mission ist berechtigt, durch ihre entsprechend
ausgewiesenen Organe die Richtigkeit dieser
Meldungen durch Einsichtnahme in die bezug-
habenden Aufzeichnungen überprüfen zu lassen.

(6) Im Einfuhrplan nicht vorgesehene Impor te
von im § 1 angeführten Waren sind unzulässig;
ausgenommen hievon sind Einfuhren von Waren,
die

a) unter Zollverschluß durch das Bundesgebiet
durchgeführt,

b) im kleinen Grenzverkehr oder

c) im Reise- oder Postverkehr eingeführt
werden.

(7) Auf Ant rag der Kommiss ion k ö n n e n durch
V e r o r d n u n g des Bundesminister iums für Land-
und Forstwirtschaft die Best immungen der
Abs. 1 bis 6 und des § 4 auf die in dieser Ver -
o r d n u n g näher zu bezeichnenden Süßwasserfische
ausgedehnt werden.

§ 4. (1) W e n n die Erzeugerpreise für in-
ländische W a r e n der im § 1 genannten A r t
höher liegen als die Preise für gleichwertige I m -
portware, ha t der Impor teur von im § 1 ge-
nannten Waren anläßlich der Zollabfertigung
einen Ausgleichsbetrag zu entrichten.

(2) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1
werden auf Vorschlag der Kommission v o m
Bundesministerium für Land- und Forstwir t -
schaft im Einvernehmen mi t dem Bundesmini-
sterium für Finanzen allgemein durch Verord -
nung oder im einzelnen für best immte Gruppen
von Importgeschäften festgesetzt. Ihre H ö h e
darf 50 v. H . des inländischen Erzeugerpreises

der in Betracht kommenden W a r e nicht über-
steigen.

(3) Die Ausgleichsbeträge gemäß Abs. 1 sind
Einnahmen des Bundes. Sie sind — soweit er-
forderlich — für die im § 2 Abs. 3 genannten
Zwecke zu verwenden.

(4) Bei nicht rechtzeitiger Abfuhr der Aus-
gleichsbeträge k ö n n e n Verzugszinsen in der bei
Handelsgeschäften üblichen H ö h e verrechnet
werden.

II . Organisatorische Best immungen.

§ 5. (1) Die Kommiss ion besteht aus neun Mit-
gliedern u n d wird von der Bundesregierung über
Ant rag des Bundesminister iums für Land- u n d
Forstwirtschaft bestellt, und zwar

a) drei Mitglieder, darunter der Obmann der
Kommission, auf Vorschlag der Landwirt-
schaftskammern Österreichs;

b) drei Mitglieder, darunter ein Obmann-
stellvertreter, auf Vorschlag der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft;

c) drei Mitglieder, darunter ein Obmann-
stellvertreter, auf Vorschlag des Öster-
reichischen Arbeiterkammertages.

(2) Für die Mitglieder der Kommission, jedoch
nicht für den O b m a n n und die beiden O b m a n n -
stel lvertreter , wi rd in der gleichen Weise ein
Ersa tzmann bestellt, der im Verhinderungsfal le
einzutreten hat.

(3) Die bestellten Personen können aus wich-
tigen Gründen in der gleichen Weise, wie sie
bestellt wurden, abberufen werden. In diesem
Falle und bei sonstiger Erledigung einer Stelle
ist diese ohne Verzug neu zu besetzen.

§ 6. (1) Der O b m a n n und die beiden O b m a n n -
stellvertreter haben Anspruch auf eine ange-
messene Entschädigung. Ihre H ö h e wird vom
Bundesministerium für Land- und Forstwir t -
schaft festgesetzt.

(2) Das A m t der übrigen Mitglieder und Er-
sa tzmänner ist ein unbesoldetes Ehrenamt . Die
Reise- u n d Aufenthal t sgebühren der A n g e -
hörigen der Kommission werden durch die Ge-
schäftsordnung festgesetzt.

(3) Die Kommiss ion ist berechtigt, einen Ge-
schäftsführer u n d sonstige Angestellte in der
erforderlichen Anzah l durch Diens tver t rag zu
bestellen.

§ 7. Der Fonds wird nach außen v o m O b -
m a n n oder in dessen Ver t r e tung von einem O b -
mannstellvertreter vertreten. Zur rechtsverbind-
lichen Zeichnung sind zwei Unterschriften er-
forderlich, die vom Obmann oder einem Ob-
mannstellvertreter und dem Geschäftsführer
oder einem sonstigen von der Kommission hie-
zu ermächtigten Angestellten gegeben werden
können.
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§ 8. (1) Gültige Beschlüsse der Kommission
bedürfen — die ordnungsgemäße Einladung aller
Mitglieder vorausgesetzt — einer Mehrheit von
vier Fünftel der abgegebenen Stimmen.

(2) Im übrigen wird die Tätigkeit der Kom-
mission durch eine Geschäftsordnung geregelt,
die von der Kommission beschlossen wird und
die der Genehmigung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft bedarf.

§ 9. (1) Der Aufwand des Fonds einschließlich
der Kosten der Staatsaufsicht wird durch Ver-
waltungskostenbeiträge gedeckt, die in einem
Prozentsatze vom Werte der ein- oder ausge-
führten Waren festgesetzt werden und die
0'4 v. H. dieses Wertes nicht übersteigen dürfen.

(2) Die näheren Regelungen über das Ausmaß
der Verwal tungskostenbei t räge und über ihre
Einhebung werden v o n der Kommiss ion nach den
Best immungen der Geschäftsordnung getroffen.

(3) Bei nicht rechtzeitiger Einzahlung der Ver -
waltungskostenbei t räge k ö n n e n Verzugszinsen in
der bei Handelsgeschäften üblichen H ö h e ver-
rechnet werden.

§ 10. (1) Die Kommission ha t die Fondsmit te l
un te r A n w e n d u n g der Sorgfalt eines ordentl ichen
Kaufmannes zu verwal ten u n d darf sie nur zu
den in diesem Bundesgesetze festgelegten Zwecken
u n d zu r Deckung der Verwaltungsauslagen ver-
wenden. Sie dürfen auch vorübergehend für
andere Zwecke nicht ve rwende t werden.

(2) Die gesamte Geschäftsführung u n d Ge-
barung des Fonds unter l iegt der Aufsicht des
Bundesminister iums für Land- und Fors twi r t -
schaft. Dieses ha t da rüber zu wachen, daß die
Best immungen dieses Bundesgesetzes u n d der
dazu ergangenen Ve ro rdnungen eingehalten
werden .

(3) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ist verpflichtet, gegen Beschlüsse
oder Verfügungen, die den bestehenden Gesetzen
und Verordnungen zuwiderlaufen, Einspruch zu
erheben. Es hat jeden Einspruch unter Angabe
der hiefür maßgebenden Gründe unverzüglich
den Bundesministerien für Handel und Wieder-
aufbau und für Inneres — soweit es sich um
finanzielle Angelegenheiten handelt, auch dem
Bundesministerium für Finanzen — zwecks Be-
stätigung zur Kenntnis zu bringen. Falls diese
Bestätigung binnen vier Wochen nach Erhebung
des Einspruches nicht versagt wird, gilt sie als
erteilt.

(4) Is t ein Einspruch e rhoben worden , so darf
ein Beschluß n u r durchgeführt oder eine Maß-
n a h m e n u r getroffen werden, w e n n die im
Abs. 3 vorgesehene Bestätigung des Einspruches
versagt wird.

§ 1 1 . (1) Das Geschäftsjahr des Fonds dauer t
v o m 1. Juli bis z u m 30. Jun i des nächstfolgenden
Jahres. Das erste Geschäftsjahr beginnt m i t dem

Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes u n d endet am
30. Jun i 1951.

(2) Bis 31. O k t o b e r jeden Jahres ha t der Fonds
dem Bundesminis ter ium für Land- u n d Forst-
wirtschaft und dem Rechnungshofe einen Bericht
samt Rechnungsabschluß über das abgelaufene
Geschäftsjahr vorzulegen.

§ 12. Die Mitglieder der Kommission u n d die
Angestell ten des Fonds sind verpflichtet, die
ihnen bei Ausübung ihres Amtes bekanntgewor-
denen Geschäfts- u n d Betriebsverhältnisse außer
in den Fällen dienstlicher Berichterstat tung oder
der Anzeige strafbarer Hand lungen geheimzu-
hal ten, u n d haben sich der Verwer tung der ihnen
zur Kenntnis gelangten Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse zu enthal ten . Diese Pflichten gelten
auch nach dem Ausscheiden aus der Kommission
und nach Beendigung des Dienstverhältnisses.

§ 13. (1) Das Verfahren des Fonds ha t sich m i t
den in diesem Paragraphen vorgesehenen A b -
weichungen nach den für die Behörden der all-
gemeinen staatlichen Verwal tung geltenden Be-
s t immungen zu richten. Bei nicht rechtzeitiger
Einzahlung von Verwal tungskostenbei t rägen ge-
mäß § 9 ha t der Fonds die Zahlungsverpflichtung
mi t Bescheid festzustellen. Rechtskräft ig vorge-
schriebene Verwal tungskostenbei t räge werden
im Verwaltungswege eingetrieben.

(2) Die Entscheidungen des Fonds in Angelegen-
heiten gemäß § 3 Abs. 3 bis 5 sowie über die Ge-
w ä h r u n g von Zuschüssen sind endgültig. Gegen
seine sonstigen Bescheide k a n n binnen zwei
Wochen beim Fonds Einspruch e rhoben werden.
Über den Einspruch entscheidet der nach dem
Betriebsstandorte zuständige Landeshauptmann ,
gegen dessen Entscheidung die Berufung an das
Bundesminister ium für Land- und Fors twi r t -
schaft zulässig ist.

(3) In Angelegenheiten, die die Einzahlung von
Verwaltungskostenbeiträgen betreffen, ist der
Fonds im Verfahren vor den Verwaltungs-
behörden Partei im Sinne der Bestimmungen
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(AVG.) vom 21. Juli 1925, BGBl. Nr. 274.

§ 14. (1) Schriften und Amtshandlungen im
Verfahren vor dem Fonds sind von den Stempel-
und Rechtsgebühren nach § 14 des Gebühren-
gesetzes 1946, BGBl. Nr. 184, in der jeweils gel-
tenden Fassung sowie von den Bundesverwal-
tungsabgaben befreit. Der Fonds selbst unter-
liegt nicht den genannten Gebühren und Ab-
gaben sowie den Gerichtsgebühren, der Körper-
schafts- und der Vermögensteuer.

(2) Die Zuschüsse des Fonds an die Bearbei-
tungs- und Verarbeitungsbetriebe gelten nicht
als Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes.

III. Strafbestimmungen.

§ 15. (1) Wer den Bestimmungen des § 3
Abs. 5 oder den auf Grund dieser Bestimmungen
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getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt, wird,
soferne die Tat nicht einem strengeren Strafgesetz
unterliegt, von der örtlich zuständigen Bezirks-
verwaltungsbehörde wegen Verwaltungsüber-
tretung mit Geld bis zu 3000 S, im Falle der
Uneinbringlichkeit mit Arrest bis zu 14 Tagen
bestraft.

(2) Wer den Bestimmungen des § 4 oder den
auf Grund dieser Bestimmungen getroffenen An-
ordnungen zuwiderhandelt, wird, sofern die Tat
nicht einem strengeren Strafgesetz unterliegt,
von der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungs-
behörde wegen Verwaltungsübertretung mit Geld
bis zu 30.000 S, im Falle der Uneinbringlichkeit
mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft, auch
wenn es nur beim Versuch geblieben ist. Auf den
Verfall der Gegenstände, auf die sich die strafbare
Handlung bezieht, kann auch selbständig erkannt
werden, wenn keine bestimmte Person verfolgt
oder bestraft werden kann.

§ 16. Wer vorsätzlich eine Tatsache, die ihm als
Mitglied der Kommission oder als Angestellten
oder Beauftragten des Fonds bekanntgeworden
und deren Geheimhaltung im geschäftlichen
Interesse des Betriebsinhabers geboten ist, unbe-
fugt offenbart oder zu seinem oder eines Dritten
Vorteil verwertet, wird, wenn die Handlung
nicht einem strengeren Strafgesetz unterliegt,
wegen Vergehens mit Arrest in der Dauer von
drei Monaten bis zu zwei Jahren bestraft.

IV. Übergangs- und Vollzugsbestimmungen.

§ 17. (1) Das Vermögen des Österreichischen
Viehwirtschaftsverbandes (StGBl. Nr. 171/1945)
und die von demselben nach den bisherigen
Vorschriften für Ausgleichszwecke verwalteten
Mittel gehen auf den Fonds über. Soweit Per-
sonal österreichischer Wirtschaftsverbände vom
Fonds übernommen wird, gilt das bisherige
Dienstverhältnis als nicht unterbrochen.

(2) Bis zur Festsetzung der Verwaltungskosten-
beiträge nach den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes (.§ 9), längstens bis 31. Dezember 1950,
sind die in der Beitragsordnung des Österreichi-
schen Viehwirtschaftsverbandes festgesetzten
Verwaltungskostenbeiträge an den Fonds abzu-
führen.

§ 18. (1) Dieses Bundesgesetz, das am 1. Sep-
tember 1950 in Kraft tritt; verliert am 30. Juni
1953 seine Wirksamkeit.

(2) Mit seiner Vollziehung ist hinsichtlich des
§ 4 das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Finanzen, hinsichtlich des § 14
das Bundesministerium für Finanzen bezie-
hungsweise das Bundesministerium für Justiz
beziehungsweise das Bundeskanzleramt, hin-
sichtlich des § 16 das Bundesministerium für

Justiz und hinsichtlich der übrigen Bestim-
mungen das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft betraut.

Renner
Figl Schärf Helmer Tschadek

Hurdes Maisel Margarétha Kraus
Kolb Waldbrunner Gruber

170. Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 21. Juli
1950 über die Verlängerung der Frist zur
Geltendmachung von Rückstellungsansprü-
chen nach dem Sechsten Rückstellungsgesetz.

Auf Grund des § 16 Abs. 1 des Bundesgesetzes
vom 30. Juni 1949, BGBl. Nr. 199, über die
Rückstellung gewerblicher Schutzrechte (Sech-
stes Rückstellungsgesetz) wird im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen ver-
ordnet:

Die Frist zur Geltendmachung der Rückstel-
lungsansprüche nach dem Sechsten Rückstellungs-
gesetz wird bis zum 31. Dezember 1951 ver-
längert.

Kolb

1 7 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 20. Juli 1950, betreffend die
Ratifikation des Abkommens über die Inter-
nationale Zivilluftfahrt durch Iran und den
Beitritt der Republik der Vereinigten Staaten

von Indonesien.
Nach einer Mitteilung des State Department

der Vereinigten Staaten von Amerika ist die
Ratifikationsurkunde Irans zum Abkommen vom
7. Dezember 1944 über die Internationale Zivil-
luftfahrt (BGBl. Nr. 97/1949) am 19. April 1950
bei der Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika hinterlegt worden.

Gemäß Artikel 91 (b) des Abkommens über
die Internationale Zivilluftfahrt ist dieses Ab-
kommen für Iran am 19. Mai 1950 in Kraft ge-
treten.

Nach einer weiteren Mitteilung des State De-
partment der Vereinigten Staaten von Amerika
ist die Beitrittsurkunde der Republik der Ver-
einigten Staaten von Indonesien zum Abkommen
vom 7. Dezember 1944 über die Internationale
Zivilluftfahrt (BGBl. Nr. 97/1949) am 27. April
1950 bei der Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika hinterlegt worden.

Gemäß Artikel 92 (b) des Abkommens über
die Internationale Zivilluftfahrt ist dieses Ab-
kommen für die Republik der Vereinigten
Staaten von Indonesien am 27. Mai 1950 in
Kraft getreten.

Figl


